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	  EU-Projekttag 

	
	
	  Menschenrechte in der EU





	Schulart
Fach


	Die Einheit kann in Realschule und Gymnasium ab Jahrgangsstufe 8 verwendet werden. Sie lässt sich in den Fächern Ethik, Sozialkunde, Geschichte und Deutsch einsetzen. 


	Zielrichtung


	Die Europäische Union ist mehr als ein wirtschaftlicher und politischer Zweckverband, sie ist auch ein Kulturraum und eine Wertegemeinschaft. Im Zusammenhang mit der Diskussion über Beitrittsverhandlungen mit der Türkei treten diese Punkte wieder zunehmend ins Blickfeld der Bürger. Die Schüler sollen erkennen, dass die Achtung der Menschenwürde sowie die Wahrung der Menschenrechte integraler Bestandteil der grundlegenden europäischen Werte sind. 

Am Beispiel des Rechtes auf Freiheit und Sicherheit der Person will die Unterrichtseinheit einen Bogen spannen von den historischen Wurzeln bis hin zur aktuellen Menschenrechtspolitik der EU. Die ethische Dimension dieser Forderung wird im Zentrum der Einheit stehen. Es werden keine Vorgaben im Detail gemacht, z. B. darüber, wie die Aussagen des angebotenen Artikels erarbeitet werden oder wie Gruppen eingeteilt werden können. Die Ausführungen verstehen sich als Vorschläge bzw. Angebote, die jeder Lehrer nach seinen Vorstellungen adaptieren und umsetzen kann. Es können eigene Schwerpunkte gesetzt werden. Hierbei ist auch der Jahrgangsstufe Rechnung zu tragen.



	Einstieg
	Als unmittelbaren Einstieg in das Thema kann die Lehrkraft beispielsweise ein Bild bzw. Foto wählen, das zeigt, wie ein Mensch oder eine Gruppe von Menschen gefoltert wird. Die Schüler sollten erläutern können, gegen welches Menschenrecht verstoßen wird.

Auf einem Textblatt (M1) sind Auszüge aus diversen grundlegenden – auch historischen – Erklärungen und Verfassungstexten gesammelt, die eben das Recht auf Freiheit, Sicherheit und körperliche Unversehrtheit zum Thema haben. Es empfiehlt sich, diese Auszüge auf einer Folie abschnittsweise vorzulesen und zu besprechen. Die Schüler sollen sehen, dass diese Forderungen in Europa historisch gewachsen sind und nicht nur Eingang in die europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte gefunden haben, sondern auch in die Verfassung von Nationalstaaten und die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen.

Die Auswahl der Zitate wurde mit Blick auf das aktuelle Fallbeispiel getroffen. Obwohl es so scheint, als ob das fundamentale Grundrecht der Freiheit und Sicherheit der Person in der Bundesrepublik niemals mit Füßen getreten werden könnte, beweist der aktuelle Fall, dass dieses Grundrecht immer noch für Diskussionen sorgt.




	Überleitung

	Der Lehrer könnte in einer Art Überleitung kurz auf die Stellung der Menschenrechte in der Europäischen Union eingehen, damit die Schüler den aktuellen Fall richtig einordnen können (M2; Erläuterungen dazu in M3).


	Fallbeispiel


	Das aktuelle Fallbeispiel zeigt, dass auch bei uns in Europa die Diskussion um die genaue Abgrenzung einzelner Menschenrechte noch nicht abgeschlossen ist. Wie schon im Fall „Jakob Metzler“ diskutiert wurde, ob die Androhung von Folter unter bestimmten Umständen legal sein könnte, so stellt sich im vorliegenden Fall die Frage, ob es sich bei dem Einsatz von Brechmitteln zur Aufklärung einer Straftat um Folter handelt und ob der Einsatz damit nicht statthaft ist. Dadurch, dass die Menschenrechte international gültig sind und in Europa bei dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte einklagbar sind (siehe M1), gewinnt der vorliegende nationale Fall an Brisanz. Neben der ethischen Bestimmung des Rechtes auf Freiheit und Sicherheit tut sich hier eine weitere, europäische, Dimension auf, denn das Urteil, das von der höchsten Instanz im Europäischen Gerichtshof gesprochen wurde, muss im nationalen Bereich berücksichtigt werden. Gegen dieses Urteil können keine Rechtsmittel mehr eingelegt werden.

Der Artikel (M4) solle gelesen, zentrale Aussagen sollen herausgearbeitet und Verständnisfragen beantwortet werden.

Anschließend empfiehlt es sich, den Fall aus verschiedenen Perspektiven beleuchten zu lassen. Es ist ein zentrales Anliegen des Ethikunterrichts, dass sich die Schüler in verschiedene Menschen bzw. Rollen hineindenken und versuchen, deren Standpunkte nachzuvollziehen. So sollen sie zu einem eigenen, reflektierten Urteil gelangen.



	Perspektiven 

des Falls
	Perspektiven, die in diesem Fall zu berücksichtigen sind:

· betroffenes Individuum (hier: Abu Bakah Jalloh aus Sierra-Leone, 41 Jahre, lebt in Köln): Recht auf Freiheit und Sicherheit der Person; Vorwurf der Folter; Vorwurf der Anwendung von Gewalt; evtl. Vorwurf des Rassismus; Überlebensangst (s. Todesfälle); Zwang, sich selbst zu belasten

· Staatsanwaltschaft/Polizei: Verfolgung bzw. Ermittlung einer Straftat; Beweissicherung (davon ist Strafmaß abhängig); Faktor Zeit (Dauer der Haft); Eindämmung des Drogenmissbrauchs und des illegalen Verkaufs; eventuell Mittel der Abschreckung

· Arzt, der das Brechmittel verabreicht: Hilfe für die ermittelnde Behörde; Hippokratischer Eid - Gesundheit des Individuums (Aufgehen der Kokain-Säckchen im Magen ist lebensgefährlich – abhängig von der Menge; das Verabreichen des Brechmittels ist aber auch nicht ganz ungefährlich); Mittel-Zweck-Relation

· Europäischer Gerichtshof: Einhaltung der Menschenrechte; Mittel-Zweck-Relation; politische Signalwirkung

Zur Information:

· Zwei Schwarzafrikaner starben nach einem Brechmitteleinsatz in Deutschland in den Jahren 2001 und 2004.

· Die rechtliche Grundlage für den Einsatz bildet bislang § 81a der StPO, wonach die körperliche Untersuchung des Beschuldigten zur Feststellung von Tatsachen von einem Richter oder einem Staatsanwalt angeordnet werden darf (s. Entnahme von Blutproben).



	Methodisches Vorgehen
	Möglichkeiten des methodischen Vorgehens:

· Arbeitsteilige Gruppenarbeit: Die Schüler werden in vier Gruppen eingeteilt, analog der vier Positionen. Sie sollen in der Gruppe die Perspektive der Person bzw. Institution herausarbeiten und diese dann in einem Vortrag darstellen.
· Standbilder oder Rollenspiel: Jede Gruppe von Schülern soll die entscheidende Szene (Verabreichung des Brechmittels, u. U. unter Anwendung von Gewalt; anwesende Personen: Jalloh, Arzt, Staatsanwalt, Polizist u. a.) nachspielen und dabei die verschiedenen Positionen herausstellen. Durch die so genannte Technik des „Doppelns“ können die Gedanken der Personen hörbar gemacht werden.

Literatur: Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung München, Das pädagogische Rollenspiel im Ethikunterricht, Auer-Verlag Donauwörth 2006.
· Planspiel: Die Schülergruppe soll den Fall in Form einer fingierten Gerichtsverhandlung nachvollziehen. Dazu erarbeiten sich die Schüler zunächst die Rolle einer einzelnen Person, die sie dann in der Gerichtsverhandlung vertreten (mögliche Personen: Kläger Abu Bakah Jalloh; sein Anwalt Andrej Busch; Vertreter der deutschen Staatsanwaltschaft und/oder Polizei als Beklagte und Zeugen; behandelnder Arzt als Gutachter, evtl. weiteres Krankenhauspersonal als Zeugen; Richter). 

Dieses Planspiel würde außerdem weitere umfangreiche Vorarbeiten notwendig machen wie z. B. Rollenbeschreibungen und Informationen über den Ablauf einer Gerichtsverhandlung. Dabei müsste ganz klar darauf hingewiesen werden, dass die fingierte Verhandlung in keinem Fall der realen entsprechen könnte (siehe Richtergremium etc.). Ziel dieses Planspiels wäre nur, die unterschiedlichen Positionen in unmittelbarer Konkurrenz zu sehen und die Schwierigkeit der Urteilsfindung nachvollziehbar zu machen.

Es ist wichtig, dass die methodische Vorgehensweise auf die Jahrgangsstufe sowie die jeweilige Schülergruppe abgestimmt ist und dass die eingeteilten Gruppen in ihrer Arbeit von der Lehrkraft begleitet werden. Die Lehrkraft sollte hier fördernde Impulse geben.



	Informationen
	Urteil des Europäischen Gerichtshofes (als Pressemitteilung englisch/französisch unter cmiskp.echr.coe.int [Suchwort: Jalloh]; vollständiges Urteil englisch/französisch unter www.echr.coe.int [Suche mit „Jalloh“ unter Hudoc])

Verschiedene Meinungen und Positionen (z. B. auch von Ärzten) unter www.brechmitteleinsatz.de



	Ausblick
	Schon allein der Vollständigkeit halber muss darauf hingewiesen werden, dass der Schutz der Menschenrechte innerhalb der EU-Grenzen hauptsächlich die Bereiche Migration, Asylrecht, Menschenhandel, Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit umfasst und somit vor allem im außenpolitischen Kontext diskutiert wird. Die EU finanziert die Europäische Initiative für Demokratie und Menschenrechte, die 1994 ins Leben gerufen wurde. Diese Initiative setzt sich ein für die Stärkung der Demokratie, die Abschaffung der Todesstrafe, die Bekämpfung der Folter und der Diskriminierung. In diesem Zusammenhang ist interessant, dass im Juni 2005 eine Verordnung vom Rat der Europäischen Union erlassen wurde, die Maßnahmen für die Einschränkung des Handels mit Gütern beschreibt, die zur Vollstreckung der Todesstrafe, zu Folter oder zu anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe verwendet werden könnten.
Mittels der beigefügten Karikatur (M5; wird ergänzt, sobald Copyright vorliegt) kann nochmals vertiefend auf die europäischen Grundwerte Demokratie und Menschenrechte eingegangen werden, die im Zusammenhang mit den Beitrittsverhandlungen mit der Türkei an Aktualität gewinnen. Zugleich eröffnet sich die Möglichkeit, den sog. Kopftuch-Streit in die Diskussion einzuführen.



	Materialien


	M1: Arbeitsblatt „Das Recht auf Freiheit und Sicherheit“
M2: Schaubild zu den Menschenrechten in der Europäischen Union

M3: Informationen zum Schaubild

M4: Artikel: Deutschland wegen Brechmitteleinsatzes verurteilt

M5: Karikatur
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